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Schriftliche Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Freien Demokraten für ein Gesetz 

zur Einrichtung eines Hessischen Normenkontrollrats (Bürokratieabbaugesetz), LT-

Drucks. 21/481 

 

Sehr geehrte Frau Ausschussvorsitzende, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 

Für die uns eingeräumte Gelegenheit zur Stellungnahme danken wir herzlich. An der öf-

fentlichen mündlichen Anhörung am 26.9. wird für den HSGB Leitende Verwaltungsdi-

rektorin Alexandra Rauscher teilnehmen.  

Der vorliegende Gesetzentwurf verfolgt nach Auffassung des HSGB ein wichtiges Ziel mit 

ungeeigneten Mitteln. 

Der im Gesetzentwurf vorgeschlagene Hessische Normenkontrollrat wird in der Praxis 

nicht in der Lage sein, die Rechtsetzung des Landes inhaltlich zu durchdringen und ange-

messen zu begleiten.  

Nach § 3 Abs. 5 Satz 1 des Entwurfs besteht der Hessische Normenkontrollrat aus ledig-

lich sieben Mitgliedern. Diese sieben Mitglieder sind ehrenamtlich tätig (§ 3 Abs. 5 Satz 1 

des Entwurfs).  
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Am Beispiel der Kommunen und des für sie vorgesehenen einen Mitglieds lässt sich zei-

gen, warum eine derartige Zusammensetzung für eine kundige Begleitung nicht ausrei-

chend sein wird: Die Aufgaben der öffentlichen Verwaltungen von Städten, Gemeinden 

und Landkreisen sind auf unterschiedliche Verwaltungsträger verteilt. Sie betreffen eine 

große Bandbreite von Abfall- und Abwasserbeseitigung bis hinzu Zulassungswesen und 

Zwangsvollstreckung. Einige Bereiche der kommunalen Aufgaben sind ausgesprochen 

anlagenintensiv und stellen hohe und spezialisierte technische Anforderungen. Andere 

Aufgaben betreffen die verwaltungsmäßige Erledigung von Angelegenheiten wie der Er-

teilung von Genehmigungen. Es ist nicht denkbar, dass es eine einzelne Person gibt, die 

im Ehrenamt  diese sämtlichen Bereiche aus eigener Sachkenntnis – um die geht es den 

Initiatoren des Entwurfs ja erklärtermaßen – und praktischer Erfahrung durchdrungen 

hat und entsprechende Erfahrungen vermitteln kann.  

Wir halten daher den aktuell von seiten der Landesregierung initiierten Ansatz eines 

Bündnisses gegen Bürokratie für im Ansatz erfolgversprechender. Hier wird ein umfas-

senderer Ansatz verfolgt, der unter punktueller Einbeziehung praktischer Erfahrungen 

wirken soll. Dabei ist nicht zu verkennen, dass grundsätzliche Bekenntnisse in diesem 

Sinne seit Langem zum Standardrepertoire der relevanten politischen Kräfte auf kommu-

naler wie staatlicher Ebene gehören und gleichwohl der in breitem Konsens als dringend 

veränderungsbedürftig identifzierte Zustand eingetreten ist.  

Für die Gremien des HSGB können wir daher berichten, dass wir in diesem angestoßenen 

Prozess mitwirken und in den Gremien große Bereitschaft zur Mitarbeit besteht, die un-

verkennbar von Skepsis bezüglich der praktischen Umsetzung begleitet wird.  

Wir sehen zugleich auch die Notwendigkeit, dass im nötigen Austausch der mit der Vor-

bereitung von Gesetzgebung stark befassten Fachressorts sicher gestellt wird, dass so-

wohl die landespolitisch Verantwortlichen als auch – soweit die Kommunen betroffen 

sind – die kommunalpolitisch Verantwortlichen in Kommunen und ihren Spitzenverbän-

den dem Bürokratie- und Standardaufbau von Fachgeschwisterschaften entschlossen 

entgegentreten. Das ist eine gemeinsame politische Führungsaufgabe sowohl in der 

staatlichen wie auch der kommunalen Politik vor dem Hintergrund, dass die Einbezie-

hung von Praktikern durchaus auch dazu führen kann und in der Praxis immer wieder 
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führt, dass Vorgaben und Standards laufend erhöht und gesetzlich eingeräumte Ermes-

sensspielräume erst gar nicht genutzt werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Gez. 

 

Dr. David Rauber 
Geschäftsführer 


